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Daron ACEMOGLU /James A. ROBINSON:
Warum Nationen scheitern. Die Ursprünge von
Macht, Wohlstand und Armut. Aus dem Engli-
schen von Bernd Rullkötter, Frankfurt/M.: S.
Fischer, 2013, 608 S., 24,99 €

Um Einkommen und Lebensstandard in den ver-
schiedenen Ländern ist es sehr unterschiedlich be-
stellt. Warum sind einige Länder wirtschaftlich er-
folgreich, andere hingegen nicht? Liegt es an der
Ethik oder Geographie, Klima oder Kultur, Politik
oder Rechtsstaatlichkeit, Religion oder Rohstof-
fen? Um diese Faktoren jeweils einzeln oder kom-
biniert miteinander ranken sich die Erklärungs-
versuche von Fachwissenschaftlern unterschied-
lichster Disziplin. So hoben in den letzten Jahren
etwa Jared Diamond die Geographie und David
Landes die Kultur als bedeutsamste Ursachen her-
vor. Ihnen widersprechen nun Daron Acemoglu,
Professor für Ökonomie am Massachusetts Insti-
tute for Technology, und James A. Robinson, Pro-
fessor für Politikwissenschaft an der Harvard Uni-
versity. In ihrem voluminösen Werk Warum Na-
tionen scheitern. Die Ursprünge von Macht, Wohl-
stand und Armut erheben sie Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit zu den bedeutendsten Bedin-
gungsfaktoren für den wirtschaftlichen Erfolg ei-
nes Landes.

Bereits im Vorwort heißt es entsprechend:
»Unserer Meinung nach sind es die von den Staa-
ten gewählten Regeln – oder Institutionen –, die
darüber bestimmen, ob sie wirtschaftlich erfolg-
reich sind oder nicht.« Und weiter: »Den Schlüssel
zu nachhaltigem wirtschaftlichem Erfolg findet
man im Aufbau einer Reihe von Wirtschaftsinsti-
tutionen – inklusiver Wirtschaftsinstitutionen –
welche die Talente und Ideen der Bürger eines
Staates nutzbar machen können, indem sie geeig-
nete Anreize und Gelegenheiten bieten, dazu ge-
sicherte Eigentums- und Vertragsrechte, eine
funktionierende Justiz sowie einen freien Wettbe-
werb, so dass sich die Bevölkerungsmehrheit pro-
duktiv am Wirtschaftsleben beteiligen kann«
(S. 14). Extraktive oder inklusive Wirtschaftsinsti-
tutionen entstünden nicht als vorherbestimmte
Resultate besonderer Kulturen oder geographi-
scher Rahmenbedingungen. »Vielmehr sind Insti-
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tutionen das kollektive Ergebnis politischer Pro-
zesse. Mithin ist die Schaffung inklusiver Wirt-
schaftsinstitutionen ein politischer Akt« (S. 15).

Diese Hauptthese wollen die Autoren ihren Le-
sern durch eine imaginäre Welt- und Zeitreise ver-
mitteln. Dazu reihen sie Beispiele vom Römischen
Reich bis zur aktuellen Gegenwart, von afrikani-
schen Ländern bis zu europäischen Staaten anein-
ander. Mit leichter Hand schildern Acemoglu und
Robinson dabei die Entwicklungen und fragen
nach Ursachen. Am Beginn steht etwa die Klein-
stadt Nogales, die einen US-amerikanischen und
mexikanischen Teil mit unterschiedlicher ökono-
mischer und sozialer Entwicklung hat. Auch am
Beispiel von Nord- und Südkorea machen Ace-
moglu und Robinson unterschiedliche Dimensio-
nen der Dynamik von Armut und Wohlstand
deutlich. In beiden Fällen bestehen bei den Unter-
suchungsobjekten keine Unterschiede von Klima
und Kultur, aber von Politik und Rechtsstaatlich-
keit. In ähnlicher Form »klopfen« die Autoren
auch andere Fallbeispiele aus Geschichte und Ge-
genwart, aus Nord und Süd ab. In der Freiheit der
Bürger und in der Rechtssicherheit des Wirtschaf-
tens erblicken sie universell die entscheidenden
Faktoren für allseitigen Wohlstand.

Dafür können Acemoglu und Robinson eine
Fülle von beeindruckenden Beispielen präsentie-
ren, welche die liberalen Demokratien als Ord-
nungsmodelle auch sozioökonomisch »gut ausse-
hen« lassen. Noch bedeutsamer an ihrer Deutung
ist: Es kommt auf den menschlichen Änderungs-
willen und nicht auf unveränderbare Gegebenhei-
ten an. So haben im historischen Rückblick man-
che »Gewinnerländer« der Gegenwart eine Ver-
gangenheit als »Verliererländer«. Die Autoren si-
chern ihre Deutung auch durch Kontrollanalysen
ab, etwa zu ökonomisch scheinbar erfolgreichen
autoritären Systemen wie dem aktuellen China,
das sich aus ihrer Sicht »als nicht nachhaltig erwei-
sen« werde (S. 195). So überzeugend Acemoglu
und Robinson argumentieren, so bedarf es doch
auch kritisch-skeptischer Bemerkungen: All zu
einseitig sind die Autoren aus Sicht des Rezensen-
ten auf die Institutionen fixiert, ohne den Kontext
Kultur näher zu berücksichtigen. Die Kategorisie-
rung in »extraktive« und »inklusive« Institutionen
bleibt indessen selbst nach sechshundert Seiten
aufmerksamer Lektüre leider noch eher diffus.

Armin Pfahl-Traughber

Ingrid BODSCH (Hrsg.), Dr. Karl Marx. Vom
Studium zur Promotion – Bonn, Berlin, Jena.
Bonn: Stadtmuseum Bonn, 2012, 160 S., 16 €.

Vom 14. November 2012 bis zum 3. Februar 2013
fand im Ernst-Moritz-Arndt-Haus in Bonn am
Rhein die Ausstellung »Dr. Karl Marx. Vom Stu-
dium zur Promotion – Bonn, Berlin, Jena« statt.
Sie wurde vom Bonner Stadtmuseum in Zusam-
menarbeit mit dem Archiv der Friedrich-Schiller-
Universität Jena ausgerichtet. Zu dieser Ausstel-
lung gibt es ein faktenreiches und schön illustrier-
tes Begleitbuch. Nachgezeichnet wird in mehreren
Beiträgen »nicht nur die akademische Laufbahn
von Karl Marx, die in Bonn begann, (…) sondern
auch die wechselvolle Geschichte der mit dem aka-
demischen Abschluss verbundenen Dokumente«.
(7)

Im ersten Beitrag »Karl Marx und Bonn.
1835/1836 und 1841/1842« (9-27) berichtet die
Herausgeberin auf der Grundlage akribischer
Quellenarbeit über Marx’ Studienzeit in Bonn. An
der 1818 eröffneten Rheinischen Friedrich-Wil-
helms-Universität hatte sich Marx am 17. Oktober
1835 zu Bonn immatrikuliert und besuchte im
Wintersemester 1835/36 regelmäßig sechs Vorle-
sungen: drei bei Professoren der juristischen Fa-
kultät, nämlich bei Eduard Puggé (1802-1836),
Eduard Böcking (1802-1870) und Ferdinand Wal-
ter (1794-1879) und drei bei Professoren der phi-
losophischen Fakultät: Friedrich Gottlieb Welcker
(1784-1868) »Mythen der Griechen«, Eduard
d’Alton (1772-1840) »Neuere Kunstgeschichte«
und August Wilhelm von Schlegel (1767-1845)
über »Einige homerische Fragen«. Die Vorlesun-
gen von Schlegel und Welcker wurden auch von
Emanuel Geibel (1815-1884) gehört; nicht nach-
weisbar jedoch sind engere persönliche Kontakte,
z. B. in einem so genannten, dazu noch oppositio-
nellen »Dichterkränzchen« zusammen mit Carl
Grün (1817-1887).

Im Sommersemester 1836 besuchte Marx nur
vier Vorlesungen, obwohl er zunächst mehrere be-
legt hatte: drei der juristischen Fakultät (wieder bei
Walter und Puggé) sowie Schlegels Vorlesung
»Ausgewählte Elegien des Propertius«. Außerdem
schloss er sich einem literarischen Kränzchen und
wahrscheinlich auch der studentischen »Trierer
Tischgesellschaft« an. Von dieser Tischgesellschaft
gibt es ein 1836 entstandenes Semester- bzw. Knei-
penbild, eine Lithographie von David Levy Elkan
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(1806-1865). Dort steht in der hinteren Reihe als
sechste Person von rechts höchstwahrscheinlich
Marx als achtzehnjähriger Student. Und belegt ist
auch, dass Marx im Juni 1836 zu einer eintägigen
Karzerstrafe »wegen Trunksucht« und »nächtli-
chen Lärmens auf der Straße« verurteilt wurde.

Im zweiten Aufsatz »Karl Marx als Student in
Berlin 1836-1841« fasst Bodsch die vorhandenen
Forschungsergebnisse kurz zusammen. Marx hat-
te sich am 22. Oktober 1836 an der 1811 nach den
Vorstellungen von Wilhelm von Humboldt (1767–
1835) gegründeten Reformuniversität, heute
Humboldt-Universität, an der die »Hegelsche
Schule« dominierte, eingeschrieben, dort juristi-
sche Vorlesungen u. a. von Friedrich Karl von Sa-
vigny (1779–1861) und Eduard Gans (1798–1839)
besucht und sich im Sommer und Herbst 1837 in
das Spree-Fischerdorf Stralow zurückgezogen, um
Hegels Werke zu studieren. Dort schloss er sich
auch dem »Doktorclub« an – einem Kreis von
Junghegelianern um Bruno Bauer (1809–1887) und
Adolf Friedrich Rutenberg (1808-1869). »Ein ge-
regeltes Jura-Studium betrieb Marx spätestens seit
dem Sommersemester 1838 nicht mehr.« (34)
Stattdessen wandte er sich fast ausschließlich der
Philosophie zu, fertigte dann seine Dissertation an,
die er Anfang 1841 abschloss, um sie am 6. April
1841 beim Dekan der Philosophischen Fakultät
der Universität Jena über dem Postweg einzurei-
chen, nachdem er zuvor (offiziell am 3. Dezember
1840) sein Studium in Berlin beendet hatte und sich
das Abgangszeugnis, datiert mit 23. März 1841,
hatte aushändigen lassen.

Im Beitrag »Dr. Karl Marx. Vom Studium zur
Promotion. Bonn, Berlin, Jena« (40-46) stell Klaus
Dicke, Politikwissenschaftler und Rektor der Uni-
versität Jena, Marx’ Dissertation Differenz der de-
mokritischen und epikureischen Naturphilosophie
vor, die Marx wohl vor allem deshalb an der Uni-
versität Jena vorgelegt hat, weil einerseits im aka-
demischen Berlin nach dem Tode von Eduard
Gans die Philosophie Hegels nicht mehr sonder-
lich hoch im Kurs stand, und andererseits Jena den
Vorteil bot, nicht nur in Abwesenheit, sondern
auch in deutscher Sprache promoviert zu werden.

Über die »Hintergründe und Folgen« der Jena-
er Promotion berichten Joachim Bauer und
Thomas Pester in ihrem ihren Aufsatz (47-82). Zu-
nächst stellen sie das übliche Promotionsverfahren
an der Universität Jena um 1840 vor, dazu das in
absentia-Verfahren, das zu der Zeit auch der Bo-

taniker Martin Jakob Schleiden (1804-1881) und
der Komponist Robert Schumann (1810-156) ab-
solvierten. Hauptsächlich aber geht es um die wis-
senschaftlichen und ideologischen Kontroversen
zwischen Fortschritt und Reaktion in Jena und de-
ren Universität. Arnold Ruge (1802–1880) hatte
nämlich 1839 in den Hallischen Jahrbüchern für
deutsche Wissenschaft und Kunst vor allem die phi-
losophische Fakultät und deren Professoren Ernst
Reinhold (1793–1855), Carl Friedrich Bachmann
(1784–1855) und Jakob Friedrich Fries (1773–
1843) als Philister bloß gestellt, weil sie nicht auf
der Höhe des philosophischen Denkens (gemeint
des Hegelianismus) stünden. Gleichzeitig mit die-
sen Angriffen sollten die Positionen »fortschritt-
licher« Professoren der Universität wie die von
Oskar Ludwig Bernhard Wolff (1799-1851) oder
Gustav Asverus (1798–1843) gestärkt und auch
durch die – dann doch nicht erfolgte – Berufung
des Literaturgeschichtlers Robert Eduard Prutz
(1816–1872) ausgebaut werden. In dieser Gemen-
gelage kann auch die in Jena eingereichte Disser-
tation von Marx gesehen werden, mit der er sich
»zweifellos an den theoretischen Auseinanderset-
zungen der Junghegelianer mit seiner Fachspezifik
beteiligen« (71) wollte. Dass dies von den Gutach-
tern, besonders den Professoren Reinhold und
Bachmann, nicht erkannt wurde, lag wahrschein-
lich daran, dass sie die Arbeit von Marx nur ober-
flächlich gelesen und/oder das Verfahren für sie
lediglich ein Verwaltungsakt war – jedenfalls wäre
die ausgezeichnete Benotung »vorzüglich würdig«
sonst wohl kaum erteilt worden.

Marx’ Promotion führte gleichwohl nicht zu
der von Bruno Bauer protegierten Professur an der
Bonner Universität, obwohl sich Marx – wahr-
scheinlich in dieser Sache – im Sommer 1841 und
im Oktober 1842 einige Wochen lang in Bonn auf-
hielt. Im Oktober 1842 wurde Marx stattdessen
Chefredakteur der Rheinischen Zeitung in Köln.

Die weiteren Beiträge des Bandes befassen sich
mit editorischen und archivarischen Fragen der
Dissertation. Margit Hartleb beschreibt die Suche
nach den Promotionsunterlagen im Zusammen-
hang mit der Zweihundertjahrfeier der Russischen
Akademie der Wissenschaften 1925, die Anferti-
gung von photographischen Reproduktionen und
deren Übergabe an das Marx-Engels-Institut in
Moskau. Rita Seifert zeichnet die Bergung der Pro-
motionsunterlagen nach Beendigung des Zweiten
Weltkriegs 1946 und die Übergabe der Original-
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dokumente in Form einer Schenkung an das Marx-
Engels-Institut in Moskau nach. Seifert geht auch
auf das Ölgemälde »Der junge Marx zur Zeit der
Jenaer Promotion« (1978) des Grafikers und
Kunstmalers Hans Lasko(wski) (1900–1979) ein,
beschäftigt sich mit den Editionen der Promoti-
onsunterlagen in MEGA I und MEGA II und
würdigt den russischen Wissenschaftler Rjasanow
(130–133), den Archäologen und Altphilologen
Friedrich Zucker (138–139) sowie den marxisti-
schen Wissenschaftler Pjotr Wyschinski (1903–
1949).

Trotz mancher Wiederholung ein in der Ge-
samtschau lesenswerter Band, der in manchem De-
tail dem (Marx-)Interessierten interessante Einbli-
cke bietet!

Wilma Ruth Albrecht

Detlef DÖRING: Samuel Pufendorf in der Welt
des 17. Jahrhunderts. Untersuchungen zur Biogra-
phie Pufendorfs und zu seinem Wirken als Politiker
und Theologe. Studien zur europäischen Rechtsge-
schichte. Band 269, Frankfurt a. M.: Vitorio Klos-
termann, 2012, 372 S., 79 €

Die Ideengeschichte steht ja inzwischen hierzu-
lande allenfalls am Rande der politischen Wissen-
schaft. Wo die empirische Politikforschung unter
dem Stichwort »Governance« Forschungs- und
Lehrpläne diktiert, kennt man bestenfalls noch in-
ternationale Klassiker der politischen Philosophie
wie Platon, Hobbes und Rousseau. Ein Denker
wie Samuel von Pufendorf (1632-1694) – laut Hans
Maier immer der einzige große deutsche Staatsleh-
rer des 17. Jahrhunderts – gerät da zwangsweise
aus dem Blick. Und das, obwohl sein Einfluss auf
die europäische Geistesgeschichte kaum über-
schätzt werden kann. Stellt seine Fassung eines
modernen, säkularen Naturrechts doch einen Aus-
gangspunkt der Aufklärungsepoche dar.

So verwundert es nicht, dass einer der profilier-
testen Kenner Pufendorfs aus der Geschichtswis-
senschaft kommt. Die ihm »am wichtigsten er-
scheinenden Aufsätze zu Samuel von Pufendorf«
aus den vergangenen zwanzig Jahren hat Detlef
Döring, Professor für frühneuzeitliche Geschichte
in Leipzig und Mitglied der Sächsischen Akademie
der Wissenschaften, nun gesammelt veröffentlicht.
Döring, der auch als Herausgeber im Rahmen der
historisch-kritischen Werkedition Pufendorfs

hervortrat, macht dabei rückblickend drei Schwer-
punkte seiner Beschäftigung mit dem sächsischen
Polyhistor aus: Biographie, politisches und theo-
logisches Wirken. Dass sie in ihrer gegenseitigen
Verflechtung zu betrachten sind, wird im Sinne ei-
ner kontextualisierenden »Neuen Ideengeschich-
te« sogleich herausgestellt. Die Erschließung der
biographischen Quellen zeige, »wie eng gerade bei
Pufendorf Biographie und Werk verquickt wa-
ren«.

Was die Entwicklung der Gedankenwelt des
jungen Pufendorf angeht, so nimmt Döring in die-
ser Hinsicht eine beachtliche Nuancierung vor.
Trotz aller Polemiken Pufendorfs aus den 1670er
und 80er Jahren gegenüber seiner Alma Mater, als
er sein säkulares Naturrecht besonders gegen
Leipziger Gelehrte verteidigen musste – die Leip-
ziger Hochschule stand nicht allein im Zeichen lu-
therischer Orthodoxie und aristotelischer Philo-
sophie; die an ihr vermittelte Ausbildung hat zu-
gleich sein »späteres Denken und Wirken in einem
unverkennbaren Maße beeinflußt«. Für den Be-
reich der Philosophie heißt das: Pufendorf »mußte
nicht erst nach Jena gehen, wie fast die gesamte Li-
teratur behauptet, um seinem Denken einen auch
die Gegenwart erschließenden Horizont zu öff-
nen«. Freilich prägte ein Professor wie Jakob Tho-
masius wesentlich das konservative Profil der
Leipziger Universität, er behandelte jedoch auch
Werke von Galilei, Hobbes, Gassendi und Des-
cartes. Warum sollte Pufendorf nicht auf diesem
Weg Kenntnis von diesen Autoren erhalten haben?
Eine Kenntnis, die seine Vorträge im »Collegium
Anthologicum«, einem Diskussionskreis Leipzi-
ger Studenten, verbürgen.

Die Bezüge zwischen Leben und Werk Samuel
Pufendorfs lassen sich weiter vertiefen. Denn, wie
Döring betont, sei jener kein »in seiner Gelehrten-
stube eingeschlossener Denker gewesen, der ohne
Blick auf Raum und Zeit seine Werke verfaßte«.
Im Gegenteil: Egal ob in kurpfälzischen, schwedi-
schen oder brandenburgischen Diensten – »er war
ein Berater seiner Brotherrn, ein Verfasser von
Denk- und Streitschriften in deren Auftrag«. Da-
bei war die Verbindung zwischen Hof und Uni-
versität in der Frühen Neuzeit durchaus üblich, so
Döring, zu dessen Fachgebiet die Wissenschafts-
und Universitätsgeschichte dieser Zeit zählt.
Schon während seiner ersten Professur für Völ-
kerrecht und Philologie in Heidelberg war Pufen-
dorf folglich nicht nur mit Lehre befasst. Mit dem
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»Prodromus« (1665) griff er zugunsten des Pfälzer
Kurfürsten in den Flugschriftenstreit um das
»Wildfangrecht« ein. Und lässt sich nicht auch »De
statu imperii germanici« (1667), erschienen unter
dem Pseudonym »Monzambano«, in Bezug auf
die Interessen der Kurpfalz lesen?

Die Umdeutung der Entstehungsbedingungen
des »Monzambano« gehört sicher zu den Höhe-
punkten dieses Bandes. Zuerst widerlegt Döring
die noch von Horst Denzer kolportierte »zähe Le-
gende«, Pufendorf habe seine bekannteste Schrift
»aus Verärgerung darüber verfaßt, daß seine Be-
werbung um eine Professur an der Juristischen Fa-
kultät der Heidelberger Universität fehlgeschlagen
war«. Dann legt er seine Sichtweise dar: Der Ent-
wurf des »Monzambano« sei in den Herbst 1665
zu datieren. Diese Monate bildeten den Gipfel des
erwähnten »Wildfangstreites«, als unter Führung
des Mainzer Erzbischofs zahlreiche Gegner der
reformierten Pfalz ihre Kräfte militärisch und mit
Worten formierten – um dem Pfälzer Kurfürsten
das Recht zu bestreiten, herrenlose Fremde zu
Leibeigenen zu erklären. Zwar sei der »Monzam-
bano (...) ein Werk sui generis«, es sei vor diesem
historischen Hintergrund aber vorstellbar, dass die
»von Pufendorf in Angriff genommene Schrift
vom Kurfürsten als Möglichkeit gesehen wurde, in
verdeckter Form Vorstellungen propagieren zu
lassen, die seiner Auffassung vom Charakter des
Reiches (...) entsprachen«.

Döring denkt hier primär an die These von den
»Feuda oblata«. Da sie eine nur symbolische Be-
lehnung der Reichsfürsten durch den König be-
hauptete, bot sie »eine juristische Grundlage für
die Betonung der Eigenständigkeit der Landes-
herrn«. Also wird gefolgert, dass sie – gleichwie die
Kritik der Reichverfassungsschrift am Habsburger
Kaiserhaus, das noch im Ruch seines Strebens nach
Universalmonarchie stand – die Billigung Kurfürst
Karl Ludwigs gefunden haben dürfte. Während
dies im Prinzip noch für die meisten Territorial-
herren hätte gelten können, passen folgende Seiten
des »Monzambano« präzise zur kurpfälzischen
Interessenlage im »Wildfangstreit«: die häufigen
Forderungen, verbürgte ständische Rechte
(»Wildfangrecht«) zu achten und Koalitionen zu-
ungunsten eines Reichsstandes zu ächten sowie die
drängende Polemik gegen die katholische Kirche
als politische Macht. Begründet in den allgemeinen
Konfessionsgegensätzen der Zeit, konkretisierte
sie sich im vorliegenden Fall in dem Vorwurf einer

»Unterdrückung des Hauses Pfaltz« durch eine
Koalition von »Pfaffen« (so die Worte Pufendorfs)
aus reinem Machtkalkül.

Ein weiterer Höhepunkt des Bandes besteht in
einer auf das Pufendorfsche Gesamtwerk bezoge-
nen Interpretation. Es gilt, »die ineinandergreifen-
de Verzahnung der seitens der Forschung besten-
falls nebeneinander betrachteten schriftstelleri-
schen Produktionen Pufendorfs« wahrzunehmen.
Interessant ist vor allem die Frage nach dem Ein-
fluss des konfessionellen auf das juristische Den-
ken. Laut Döring war Pufendorf »Lutheraner
durch und durch«. Wirkte sich seine Kritik an »fal-
schen Lehren« anderer Konfessionen, eigens vor-
gebracht in theologisch-kirchenrechtlichen Schrif-
ten, aber ferner auf den Charakter des naturrecht-
lichen Systems aus?

Selbst wenn in »De jure naturae et gentium«
(1672) feste Rechtsgrundsätze nicht aus einer tran-
szendenten Ordnung folgen, sondern aus der Be-
obachtung der Natur des Menschen. Und wenn
auch die dort entwickelte Souveränitätslehre un-
beschränkte staatliche Gewalt verlangt – mit der
Konsequenz einer Entpolitisierung der Kirche.
»Für Pufendorf ist die Religion das Band, das den
Staat zusammenschließt«. Sogar als erste Pflicht
des Menschen bewertet er den Glauben an Gott,
soll doch erst Gottesfurcht Gesetzestreue garan-
tieren. Berücksichtigt man die staatserhaltende
Funktion der Religion, so Dörings luzide Folge-
rung, wird »ein Ausklammern der konfessionellen
Differenzen« aus dem Naturrecht undenkbar.
Sichtbar wird dies denn auch, wenn Pufendorf
nicht nur den Drang der katholischen Kirche nach
politischer Einflussnahme, sondern ganze Glau-
bensartikel anderer Konfessionen als gefährlich
für das Gemeinwesen erklärt.

Gewiss war Pufendorf deshalb kein Verfechter
des lutherischen Staatsgedankens. Aber ebenso ist
die ihm oft unterstellte völlige Trennung zwischen
Religion und Ethik »als unzulässige Modernisie-
rung seiner Gedankenwelt zu bestreiten«. Wird
obendrein bedacht, dass er »in seinen letzten Le-
bensjahren stark chiliastisch geprägte Vorstellun-
gen entwickelte, wonach durch Gottes Eingreifen
eine neue ›cultura christianae pietatis‹ aufkommen
werde, für die das vernunftbegründete Naturrecht
keine Bedeutung mehr besitzt« – dann erscheint
endgültig seine »Stellung im Prozeß der Säkulari-
sierung von ambivalenter Natur«. Pufendorf als
Repräsentant des 17. Jahrhunderts als »Über-
gangszeitalter« zwischen Tradition und Moderne.
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Inhaltliche Mängel sind in diesem vielseitigen
Band, der weniger das Naturrecht, als bisher un-
beachtete Aspekte von Pufendorfs Wirken be-
leuchtet, im Grunde kaum zu finden. Zudem über-
zeugen Dörings Texte in formaler Hinsicht; sie
sind alle gut geschrieben, verständlich aufgebaut
und frei von Redundanz. Wer allerdings, ob des
Titels, eine zusammenhängende Biographie Pu-
fendorfs erwartet, wird enttäuscht. Gleichwohl
entspricht derlei nicht dem Anspruch dieser Text-
sammlung, und wäre auch nur schwer zu bewälti-
gen, bedenkt man das 17. Jahrhundert als Zeit, die
noch »mit autobiographischen Mitteilungen
geizt«. Mit »weißen Flecken« in Pufendorfs Wer-
degang wird man leben müssen. Dennoch erhält
der Leser von Döring Schilderungen der Lebens-
umstände Pufendorfs als Student sowie der Um-
stände seiner Berufung an die verschiedenen Uni-
versitäten und Höfe. Er gewinnt einen spannenden
Einblick in den mit vielen Schmähschriften ge-
führten Streit um »De jure naturae et gentium«, ein
erbittertes und von Zensur geprägtes Ringen um
die öffentliche Meinung auf deutschem und
schwedischem Boden. Und zuletzt fehlt nicht eine
Darstellung von Pufendorfs Tod, der im Lichte
von Philippe Ariès These vom prämodernen Tod
als vertrautem Begleiter, vom Sterben als notwen-
digem Bestandteil (christlicher) Lebensführung
erscheint.

Maximilian Eberhard

Michael HARDT/Antonio NEGRI, Demokratie!
Wofür wir kämpfen. Aus dem Englischen von Jür-
gen Neubauer, Frankfurt/M.: Campus-Verlag,
2013, 127 S., 12,90 €

Der amerikanische Literaturwissenschaftler Mi-
chael Hardt und der italienische Philosoph Anto-
nio Negri gelten seit ihrem gemeinsamen Buch
Empire (2000) und dem Folgewerk Multitude
(2004) als Theoretiker der globalisierungskriti-
schen Protestbewegung. Mit Demokratie! Wofür
wir kämpfen haben sie nun eine Schrift vorgelegt,
von der sie unmissverständlich gleich im ersten
Satz sagen, worum es sich dabei handelt: »Dies ist
kein Manifest!« (S. 7).

Unter dem pathetischen Titel »Gebt die Fackel
weiter« beschwören die beiden Autoren ange-
sichts der Proteste vom »Arabischen Frühling« in
Nordafrika über Demonstrationen in Israel und

Platzbesetzungen in Griechenland bis zu »Occupy
Wall Street« in den USA die politische Chance,
»den Schritt von der Verkündigung zur Begrün-
dung einer neuen Gesellschaft zu gehen« (S. 7).
Dazu will die für mehr direkte und gegen reprä-
sentative Demokratie gerichtete Schrift einen Bei-
trag leisten.

Hardt/Negri nehmen zunächst eine Diagnose
der Gegenwart vor, welche über »Rollen« die
Grundzüge »der neoliberalen Krise« (S. 15) ver-
deutlichen soll: Verschuldung sei zum Normalzu-
stand der Gesellschaft geworden; die Vernetzten
erstickten an einem Zuviel an Informationen,
Kommunikation und Meinungsäußerung; die Ver-
wahrten lebten in einem permanenten Ausnahme-
zustand ohne Gewohnheiten der Existenz und ge-
setzliche Ordnung; die Vertretenen wüssten nur
zu gut um den Zusammenbruch der Strukturen der
Volksvertretung. Daher bedürfe es einer »Rebelli-
on gegen die Krise«, um unsere »Handlungsfähig-
keit wiederzuerlangen« (S. 39). Entsprechend ruft
man den Lesern zu »Verweigert die Schulden!«
(S. 41), »Schafft neue Wahrheiten!« (S. 45), »Be-
freit Euch!« (S. 49) und »Verfasst Euch!« (S. 53).
Es gehe um eine neue Verfassung für das Gemein-
same, wofür man Eckpunkte für die zukünftige
neue Ausgestaltung hin zu mehr Partizipation der
Bürger zu ungunsten des Repräsentativprinzips
anstrebe.

Hardt/Negri benennen einige überaus bedenk-
liche Entwicklungen wie die indirekte Aushöh-
lung der Institutionen der parlamentarischen De-
mokratien oder die eskalierenden und regelmäßi-
gen Finanz- und Umweltkrise. Dabei plädieren sie
auch für die demokratietheoretisch nachvollzieh-
bare Beibehaltung von Ressourcen wie Banken,
Bildung und Wasser als Gemeingut. Derartige
Auffassungen und Forderungen kann man indes-
sen auch von anderen Autoren und an anderen
Orten besser begründet und differenzierter erör-
tert lesen. Hardt/Negri arbeiten nicht selten mit
Allgemeinplätzen und Schlagworten, wozu denn
auch die »herrschenden Kräfte« (z.B. S. 58) als dif-
fuse Kategorie gehören müssen. Bei einer eher
schwachen Analyse kann es auch um die Reform-
vorstellungen kaum besser bestellt sein: Durch den
ganzen Text zieht sich ein appellierender und lei-
denschaftlicher Subjektivismus und Voluntaris-
mus, der sogar Formen von religionsähnlichen und
romantischen Erlösungsvorstellungen und Mysti-
fizierungen annimmt.
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Zunächst artikuliert sich dies nur in der dis-
tanzlosen Bejubelung von Protestbewegungen
überall auf der Welt: Dabei ignorieren Hardt/Ne-
gri einerseits, dass ihnen im »Arabischen Früh-
ling« mit islamistischen Gruppen auch überaus
problematische Akteure angehörten, und anderer-
seits, dass die »Occupy«-Bewegung schon längst
an Breitenwirkung und Engagement verloren hat.
Gegen Ende formulieren die Autoren gar: »Die
neuen sozialen Bewegungen sind nicht etwa so
stark, obwohl sie keine Anführer haben, sondern
genau deshalb« (S. 119). Gerade aufgrund des Feh-
lens von Anführern und Strukturen erlahmen und
scheitern solche Protestbewegungen sehr schnell.
Gleichwohl wollen Hardt/Negri »das Modell der
repräsentativen Demokratie... überwinden« (S. 14)
und dabei auch »eine Waffe mitnehmen« (S. 49).
Das Schlusswort enthält als ersten Satz die For-
mulierung: »Wir können die Stadt auf dem Berg
schon sehen...« (S. 113). Mit solchen Metaphern
beginnt spätestens der Polit-Kitsch. Ihm mögen
sich Politiker bedienen, ihm sollten sich Wissen-
schaftler verweigern.

Armin Pfahl-Traughber

Volker KEMPF: Wider die Wirklichkeitsverwei-
gerung. Helmut Schelsky – Leben, Werk, Aktuali-
tät. München: Olzog Verlag, 2012, 224 S., 29,90 €

Helmut Schelsky (1912–1984) war zwischen 1950
und 1980 einer der bekanntesten deutschen Sozio-
logen neben Ralf Dahrendorf, Erwin K. Scheuch
oder René König. Heute, zu seinem 100. Geburts-
tag, ist es ziemlich still um ihn geworden. Vielen
scheint er nicht mehr recht in die mainstreams der
Wissenschaft, Gesellschaft und Politik zu passen.
Die vorliegende Biographie des Soziologen Volker
Kempf versucht zu verhindern, dass Schelsky in
die deutsche Geschichtsvergessenheit absinkt und
mit ihm sein Werk, das in den Jahrzehnten nach
dem Krieg die westdeutsche Wirklichkeit von vie-
len Seiten aus analysierte und kritisch beleuchtete.

Kurz vor dem ersten Weltkrieg geboren, wurde
er ein typischer Sohn der deutschen Jugendbewe-
gung, von der aus der Weg auch für kurze Zeit zur
Hitlerjugend und zum Nationalsozialismus führ-
te. Das Studium der Philosophie und Sozialwis-
senschaft bei Hans Freyer und Arnold Gehlen in
Leipzig und Königsberg öffnete den Blick dann
jedoch auf wesentlichere Dinge, wie die Disserta-

tion über Fichte und die Habilitation über Hobbes
zeigten.

Dem Kriegsinferno, zuletzt in Ostpreußen,
knapp entronnen, wurde Schelsky in Flensburg
zunächst einer der Mitbegründer des Suchdienstes
des Deutschen Roten Kreuzes, bevor er eine erste
Lehrtätigkeit an der Hamburger Akademie für
Gemeinwirtschaft des DGB aufnahm. 1953 folgte
der Ruf auf den Lehrstuhl für Soziologie an der
Universität Hamburg, bald darauf der nach Müns-
ter. Nun erschienen die großen soziologischen
Werke, die Schelsky bekannt machten: Wandlun-
gen der deutschen Familie (1953), »Industrie- und
Betriebssoziologie« (im Lehr- und Handbuch zur
modernen Gesellschaftskunde 1955), Soziologie
der Sexualität (1955) und schließlich Die skeptische
Generation – Eine Soziologie der deutschen Ju-
gend (1957).

Seit den siebziger Jahren beteiligte Schelsky sich
zunehmend an der öffentlichen Diskussion. 1975
erschien sein Buch Die Arbeit tun die anderen –
Klassenkampf und Priesterherrschaft der Intellek-
tuellen; eine harsche und scharf argumentierende
Kritik der »neuen Klasse« der »Sinnproduzenten«
und »Sinnvermittler« in den Medien, die Herr-
schaft ausüben über ein »national überdomesti-
ziertes Volk«. Kurz darauf hatte er mit dem Buch
Der selbständige und der betreute Mensch (1976)
auch aus seiner Kritik des aufblühenden Parteien-
und Funktionärsstaates und dessen Neigung zu
Belehrung und Bevormundung kein Hehl ge-
macht. Mit beiden Arbeiten vermochte er stark zu
polarisieren.

Der Verfasser dieser Werk-Biographie zählt
Schelsky zu den deutschen Soziologen, die in der
Nachkriegszeit eine neue empirische Soziologie
vorurteilsloser Wirklichkeitsanalyse begründeten
und in der Abwehr der Kulturrevolution ab 1968
für eine liberal-konservative Neubegründung der
Bundesrepublik eintraten. Die Auseinander-
setzung mit der Frankfurter Schule und Haber-
mas’ herrschaftsfreier Diskursethik konnte nicht
ausbleiben. Schon 1966 hatte Schelsky in seiner
Schrift Grundzüge einer neuen Universität die alte
Humboldt-Universität verteidigt gegen die Ent-
wicklung zur Massenausbildungsstätte, die mit ih-
rer Orientierung an Quantität und wissenschaftli-
chem Ökonomismus Managerqualitäten vermittle
statt zur Nachdenklichkeit zu erziehen.

Klaus Hornung

358 Buchbesprechungen 358

https://doi.org/10.5771/0044-3360-2013-3-352 - Generiert durch IP 216.73.216.29, am 23.03.2026, 20:47:47. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0044-3360-2013-3-352


Tobias MÖRSCHEL und Christian KRELL
(Hrsg.): Demokratie in Deutschland. Zustand –
Herausforderungen – Perspektiven, Wiesbaden:
Springer VS-Verlag, 2012, 432 S., 29,95 €

Demokratie ist, um das unerschöpflich kluge Wort
des Juristen Adolf Arndt zu gebrauchen, die »po-
litische Lebensform der Alternative«. Statt politi-
sche Unterschiede zu betonen, weht heute das
Wort der Alternativlosigkeit durch die öffentliche
Diskussion. Wo es um Politikentwürfe, Konzepte
und Gegenmodelle geht, wird dem politischen
Streit – zumindest auf der rhetorischen Ebene – die
Geschäftsgrundlage entzogen. Bei näherer Be-
trachtung erweist sich der Zusatz »alternativlos«
als gefährliches Sedativum. Die »Gesellschaft für
deutsche Sprache« wählte es zum Unwort des Jah-
res 2010. In dieser Nivellierung der politischen
Landschaft liegt eine der aktuellen Gefährdungen
der Demokratie.

Die von der Friedrich-Ebert-Stiftung organi-
sierte Tagung »Demokratie in Deutschland 2011«,
die am 29. und 30. Juni 2011 in Berlin stattfand,
nahm Defizite, Schwachstellen sowie Stärken und
Reformansätze der Demokratie in den Blick. Zen-
trales Anliegen des Tagungsbandes, der insgesamt
neunzehn Einzelbeiträge versammelt, ist mit den
Worten der Herasgeber, eine »kritische Bestands-
aufnahme des Zustandes der Demokratie in
Deutschland« (S. 10). In praktischer Absicht sollen
»Handlungsoptionen und Reformperspektiven
zur Stärkung und Revitalisierung der Demokra-
tie« (ebd.) aufgezeigt werden.

Die Probleme, vor denen das demokratische
Gemeinwesen steht, sind unmittelbar greifbar.
Umso erstaunlicher ist es, dass der Untertitel des
Buches nichts Konkretes offenbart. Mit »Zustand
– Herausforderungen – Perspektiven« wird ledig-
lich der Allgemeinplatz beschrieben, wonach die
parlamentarische Demokratie keine abschließend
vollendete Staatsform darstellt. Im Gegenteil: Es
obliegt den Akteuren, politische Verfahrensweisen
und ihre Ergebnisse immer wieder kritisch zu hin-
terfragen und dadurch die demokratische Leis-
tungsfähigkeit zu bewahren.

Bislang standen noch im Subtext fast jeder Zu-
standsbeschreibung der Demokratie die korre-
spondierenden Krisendiagnosen und Untergangs-
szenarien: Diese reichen vom Verlust der Steue-
rungsfähigkeit durch das politisch-administrative
System, über die nachlassende Bereitschaft zu po-

litischem Engagement bis hin zur personellen Aus-
dünnung der großen Parteien. Während der Staat
lange Zeit auf dem Rückzug schien, »hat sich dies
durch die Finanzkrise leicht revidiert« (S. 218).
Anke Hassel schließt ihren Beitrag »Primat demo-
kratischer Politik im Spannungsfeld von Globali-
sierung und Entstaatlichung« mit einem positiven
Resümee. Der Nationalstaat ist als Referenzgröße
»wieder in den Mittelpunkt wirtschaftspolitischer
Steuerung gerückt« (S. 232). Die Notwendigkeit
hierarchischer Steuerung in ökonomischen Fragen
»ist wieder unhinterfragt« (S. 233); der Staat als
Akteur hoheitlicher Aufsicht verzeichnet heute
wieder Geländegewinne.

Tobias Mörschel und Christian Krell identifi-
zieren fünf Felder, auf denen die Demokratie be-
sonders stark in der Bewährung steht. Das Ver-
schwimmen der ehemals klar konturierten Gren-
zen zwischen Links und Rechts geht einher mit der
örtlichen Entgrenzung von Politik jenseits des
klassischen Nationalstaates. Der Mitgliederverlust
der großen Parteien schreitet weiter voran. Wäh-
rend politische Partizipation in ihrer Intensität
deutlich schichtenspezifisch ausfällt, stößt die re-
präsentative Demokratie bei der Umsetzung von
Infrastrukturprojekten an ihre Grenzen.

Diskussionsbestimmend für die nachfolgenden
Beiträge ist das Konzept der »sozialen Demokra-
tie« – »ein anspruchsvolles Demokratiekonzept als
Grundlage und Ausgangspunkt für die Demokra-
tiedebatte in diesem Band« (S. 16). Demnach löst
sich das Versprechen der Demokratie unter den
Bedingungen gesellschaftlicher Chancen, Vertrau-
en, sozialer Sicherheit und Teilhabe der Bürger ein.
Es ist die sozialstaatlich fundierte Demokratie, die
ihren Bürgern »soziale Staatsbürgerechte« (S. 19)
garantiert. Dazu zählen die »Überwindung der so-
zialen Schichtung im Bildungssystem« (S. 20) ge-
nauso wie die Schaffung von Chancengleichheit.
Wichtiger Agent der sozialen Demokratie ist der
aktive Bürger. Daher ist es wenig überraschend,
dass hier das ubiquitäre Wieselwort der »Zivilge-
sellschaft« fällt. In ihr sehen Mörschel und Krell
»das stärkste, wirksamste und flexibelste Binde-
glied zwischen der gesellschaftlichen Lebenswelt
und der großen Politik sowie den Parteien« (S. 23).

Wolfgang Merkel und Alexander Petring the-
matisieren, wie sehr freiheitliche und pluralistische
Partizipation die Voraussetzung für das demokra-
tische Gemeinwesen ist. Waren es früher noch
funktionstüchtige Volksparteien, so handelt es
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sich heute vielfach um von der Gesellschaft abge-
koppelte Kartellparteien (Otto Kirchheimer). Ge-
rade bei der SPD haben »die Vernachlässigung der
Parteiorganisation als Diskurs- und Beschlussare-
na und die Zuspitzung der Kommunikation auf
den Bundeskanzler Gerhard Schröder tiefe Ent-
täuschungsspuren bei den Mitgliedern hinterlas-
sen« (S. 108/109). Nur folgerichtig erscheint es,
dass der Vorsitzende der SPD, Sigmar Gabriel, für
eine »demokratische Gegenmacht« (S. 51) plädiert,
um direkt legitimierte Politik gegenüber wirt-
schaftlichen und politischen »Einzelinteressen«
(S. 51) zurückzugewinnen.

Frank Decker geht der Frage nach, ob in direk-
ter Demokratie tatsächlich die geeignete Remedur
für Leistungs- und Legitimationsdefizite der De-
mokratie zu finden ist. Sein Blick bleibt skeptisch.
Während direktdemokratische Verfahren auf Lan-
desebene fest etabliert sind, erscheinen die Instru-
mente direkter Bürgerbeteiligung auf Bundesebe-
ne eher fraglich. Gerade die Gesetzgebung durch
das Volk führt zu »grundsätzlichen Vereinbar-
keitsproblemen mit dem System der repräsentati-
ven und parlamentarischen Parteiendemokratie«
(S. 178). Sollte der Bund als aktiver Nachahmer di-
rektdemokratischer Verfahren von sich Reden ma-
chen, liege darin ein »Kamineffekt«, der – je nach
normativem Standpunkt – »entweder erhofft oder
befürchtet« (S. 188) wird.

Trotz zum Teil anderslautender Befunde bilden
»gesellschaftlich breit verwurzelte Mitglieder- und
Programmparteien das Herzstück der Parteiende-
mokratie« (S. 124). Elmar Wiesendahl arbeitet he-
raus, worin die Spannungslinien zwischen nach-
lassender Parteiidentifikation und Unverzichtbar-
keit parteiförmigen Engagements bestehen. Die
Schwächung aller Parteien geht einher mit einem
Wandel »hin zu verselbständigten, öffentlich fi-
nanzierten, semistaatlichen Serviceeinrichtungen
für Berufspolitiker« (S. 137). Heute findet politi-
sche Beteiligung oftmals themenabhängig, zeitlich
begrenzt und in organisatorisch kaum gefestigten
Strukturen statt. Parteien muten vielfach wie »Or-
ganisationsdinosaurier« und »Ladenhüter« an
(S. 139). Trotz langer Ketten von Organisations-
und Parteireformen zur »Stärkung und Wiederbe-
lebung der Parteiendemokratie von unten, […]
sind alle Reformen bislang gründlich gescheitert«
(S. 148). Für Wiesendahl bleibt eine vitale Partei-
endemokratie unverzichtbar: Die Aktivierung des
Bürgers außerhalb starrer Organisationen ist ei-

nerseits zu begrüßen, doch als »Brücken- und Ver-
mittlungsinstanz« (S. 159) sind Parteien anderer-
seits unersetzbar. Die Alternative zu politischen
Parteien liegt nicht in der exklusiven gesellschaft-
lichen Selbstorganisation, sondern in einer »ent-
fesselten und verselbständigten Berufspolitiker-
herrschaft« (S. 150).

Demokratie lebt neben der permanenten Aus-
wahlmöglichkeit von der Erklärung politischer
Absichten.

Dabei ist Kommunikation »nicht lediglich ein
Appendix von Politik« (S. 310). Ulrich Sarcinelli
beleuchtet die engen Wechselwirkungen zwischen
Demokratie und Medien. Erst wenn Politik und
Bürger in den Dialog treten, können eine »diskur-
sive Verständigung und die Ermöglichung von
kollektiven Lernprozessen« (S. 276) stattfinden.
Politische Parteien zählen zu professionellen Ak-
teuren mit hoher Medienkompetenz. Doch ist »in
absehbarer Zeit« nicht damit zu rechnen, dass sich
Parteien »vom Traditionsverein zur Event-Agen-
tur« (S. 291/292) wandeln werden. Gerade auf der
Policy-Ebene sind keine »übergreifenden Media-
lisierungsprozesse« zu beobachten; einige Politik-
sektoren lassen sich gar als »medienfern« (S. 295)
beschreiben. Bestimmte Netzwerke oder »korpo-
ratistische Steuerungskartelle« haben kein Interes-
se an der Schaffung von Öffentlichkeit, sondern
bevorzugen »eher diskrete Politikroutinen«
(S. 295).

An etlichen Stellen des Buches werden die klas-
sischen Schwachstellen einer Tagungsdokumenta-
tion sichtbar. Die einzelnen Beiträge stehen viel-
fach unverbunden nebeneinander. Auch das ein-
gangs vorgestellte Konzept der »sozialen Demo-
kratie« – eigentlich als thematischer Brückenschlag
gedacht – schafft wenig Verbindungen. Der sehr
breit angelegte Titel und Untertitel suggerieren
beinahe eine Einführung in die Demokratiefor-
schung der Bundesrepublik mit Lehrbuchan-
spruch. Stattdessen stößt der Leser auf sehr spe-
zialisierte Einzelanalysen, wobei auch Redundan-
zen vorliegen. Thomas Grumkes Kapitel »Rechts-
extremismus und Rechtspopulismus als Heraus-
forderungen für die Demokratie« weist eine nur
geringe Trennschärfe zu Marcel Lewandowskys
Beitrag »Rechtspopulismus als Herausforderung
für die Demokratie in der Bundesrepublik
Deutschland« auf. Offen bleibt hingegen die Frage
nach der Rolle des Deutschen Bundestages im Sys-
tem unserer repräsentativen Demokratie. Gern
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würde man eine kritische Auseinandersetzung mit
der vielfach vorgetragenen Behauptung lesen, ob
die Rolle des Bundestages als agenda setter und
policy entrepreneur tatsächlich immer weiter ge-
schwächt wird. Völlig im Dunkeln seht schließlich
das Wechselverhältnis zwischen nationalstaatli-
cher Demokratie und europäischer Ebene. Die
Notwendigkeit zur weiteren Demokratisierung
europäischer Politikverfahren findet an keiner
Stelle Erwähnung. Als Resultat dieser Schwächen
steht am Ende die Empfehlung an die Friedrich-
Ebert-Stiftung, möglichst bald eine Nachfolgeta-
gung zu organisieren und auf diese Weise zusätz-
liche zentrale Aspekte der Demokratie in den Blick
zu nehmen.

Helge F. Jani

Loretta NAPOLEONI: China – der bessere Ka-
pitalismus. Was der Westen vom Reich der Mitte
lernen kann; aus dem Englischen übersetzt von
Karin Miedler und Hans Freundl, Zürich: Orell
Füssli Verlag, 2012, 320 S., 19,95 €

Um dem eigenen Anspruch gerecht zu werden,
reicht es Loretta Napoleoni nicht aus, China zu
beschreiben, es verlangt vielmehr, den Blick zu-
gleich immer auch auf »den Westen« zu richten,
und diese Zusammenschau gelingt Loretta Napo-
leoni fast durchwegs überzeugend. Sie hat eine ra-
dikal aufklärerische Schrift verfasst. Obwohl sie
eine geradezu fanatische Apologetin der chinesi-
schen Modernisierung ist, übergeht sie doch nicht
deren Mängel. »Auch wenn wir diese Regierungs-
form nicht befürworten, auch wenn wir die Un-
terdrückung verurteilen, die in China im Namen
des Fortschritts stattfindet, können wir doch nicht
umhin, festzustellen, dass unsere eigene Demokra-
tie immer öfter von denen missbraucht wird, die
politische und wirtschaftliche Macht haben. Und
wir sollten hoffen, dass auch unser Staat für uns
sorgt, anstatt uns die ›Freiheit‹ zu lassen, die ei-
gentlich eine Versklavung durch den Markt be-
deutet. Das können wir von China lernen.« In die-
ser Passage sind Titel und Untertitel der Schrift
komprimiert als Dialektik verschiedener Freihei-
ten illustriert.

China ist ein komplexes Universum, schwierig
zu verstehen. Das gilt für die Gegenwart, weil es
auch für die weithin unvertraute Geschichte, für
die konfuzianisch geprägte Vergangenheit gilt.

Obwohl eine der ältesten Kulturen, galt China
über Jahrzehnte, wenn nicht Jahrhunderte als Ar-
menhaus schlechthin. Doch dann wurde China
neu erfunden, ist zurückgekehrt an die Weltspitze,
an der es historisch so lange gestanden hatte. Deng
Xiaoping hat Maos permanente Revolution durch
einen wirtschaftlichen Pragmatismus ersetzt, der
auf Marx’ Analyse der kapitalistischen Wirt-
schaftsweise beruht, zugleich jedoch hat der Kom-
munistischen Partei (KPCh) die politische Füh-
rung in Staat, Gesellschaft und Wirtschaft belas-
sen; das ist Stärke und Schwäche in einem – »der
chinesische Kommunismus ist Triumph und
Schande des Marxismus gleichzeitig«.

Begonnen hat Chinas Aufschwung 1978, als
Deng in Shenzhen in der Provinz Guangdong die
erste Sonderwirtschaftszone einrichten ließ, um
das Kapital ausländischer Investoren anzulocken.
Shenzhen wurde so zum kapitalistischen Labor
des kommunistischen China, in dem Deng einen
von ihm modernisierten Marxismus testen ließ.
Von diesem »kapitalistischen Kommunismus«
profitierten anfangs vornehmlich »hässliche« aus-
lands-chinesische Ausbeuter, die über das für das
ökonomische Experiment notwendige Kapital
verfügten. Sie waren breit, in diesem seit den Zei-
ten des Kalten Krieges unheimlich wirkenden
Land das Wagnis von Investitionen einzugehen,
ausgestattet mit sehr vielen Rechten und nur we-
nigen Pflichten. Seither hat China die »bemerkens-
werteste Reduzierung der Armut in der Weltge-
schichte« vollbracht, urteilt der ehemalige Vize-
präsident der Weltbank, Nicholas Stern. Mit jah-
relangen Wachstumsraten jenseits der Zehn-Pro-
zent-Marke wurde nicht nur der Hunger über-
wunden, unter dem Chinas Massen zeitlebens zu
leiden hatten, sie haben auch zu wachsendem
Wohlstand einer allmählich entstehenden Mittel-
schicht geführt und sie machten China letztlich
sogar zu einem der Motoren der Weltwirtschaft.
Das Experiment, das China zur »Fabrikhalle der
Welt« machte, war außergewöhnlich erfolgreich,
brachte immensen Reichtum, vor allem natürlich
dem ausländischen Kapital. Den vielen Millionen
Wanderarbeitern aber, die in den küstennahen Re-
gionen – häufig menschenunwürdige – Arbeit fan-
den, wenigstens ein bescheidenes Auskommen.

Die Ausbeutung der Arbeiter durch ausländi-
sche Kapitalisten schien eine absurde Strategie zu
sein, das sozialistische System zu retten. Aber of-
fenbar hat funktioniert, was Deng als neues Para-
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digma formulierte: die Legitimation der KPCh
vom Wohlstand des Volkes, von einem wirksamen
Sozialpakt zwischen Partei und Bürgern also, ab-
hängig zu machen. Die gegenwärtige (zweite) Pha-
se der industriellen chinesischen Revolution ori-
entiert sich nun schon weniger am Export als viel-
mehr an der Modernisierung des eigenen Landes,
damit alle ihren Anteil erhalten sollen, und zwar
mit eigenem Kapital, über das China in reichem
Maß verfügt. Inzwischen bewege China sich auf
eine »klassenlose Gesellschaft« zu; das scheinbar
paradoxe Begriffspaar Kapitalismus und Kommu-
nismus sei in Wirklichkeit »eine glückliche Ver-
bindung, von Marx gesegnet« – der »bessere Ka-
pitalismus« eben, so die Autorin. Auf eine an Deng
gerichtete Frage Helmut Schmidts, ob er Kommu-
nist sei oder doch eher Konfuzianer, antwortete
der ironisch mit »so what« – solcher Pragmatismus
bewirkte das »chinesische Wirtschaftswunder«,
das sich kaum in die dem Westen vertrauten For-
meln zwängen lässt.

China ist tatsächlich schwer zu verstehen. Des-
sen ungeachtet gilt auch dort, dass zuerst das Fres-
sen kommt und dann (vielleicht) die Moral, wie
Bertolt Brecht es einmal zuspitzte, oder moderni-
siert, den Chinesen war die Freiheit von materieller
Not wichtiger als digitale Freiheit. Das kommu-
nistische Regime Chinas habe deshalb genau das
geduldet, was alle bisherigen kapitalistischen Sys-
teme praktizierten. Mit dem gravierenden Unter-
schied allerdings, dass die Arbeiterklasse durch
den impliziten Sozialvertrag vom Mehrwert pro-
fitiere: Der Staat ist in erster Linie dazu da, für das
Wohl der Bürger zu sorgen; das erinnert sehr an
die Postulate Johann Gottlieb Fichtes. Vor allem
deshalb sei die Präsenz des Staates in der Wirt-
schaft genauso wichtig wie etwa in der Außenpo-
litik.

Die KPCh wird so zum Deuter des Gemein-
willens, und dieses Prinzip zu akzeptieren, falle
den Chinesen wahrscheinlich nicht schwer. Die
Legitimität der chinesischen Diktatur des Proleta-
riats beruhe auf der Volkstümlichkeit der Revolu-
tion, die einen allgemeinen Willen der Menschen
zum Ausdruck brachte. Die Revolution war eine
Massenbewegung; sie war für die Chinesen eine
demokratische Revolution, wenn auch nicht im
westlichen Verständnis. Deshalb haben die Chi-
nesen auch kein Interesse, die westliche Form von
Demokratie zu imitieren: sie passe nicht zur chi-
nesischen Realität, und sie sei auf Dauer auch nicht
erfolgreich.

Der Kapitalismus »made in China« verwendet
alles was funktioniert; er ist deshalb flexibler und
aktueller als die neoliberale Version des Westens.
Die Erfahrung hat den Chinesen gezeigt, dass die
Wirtschaft besser funktioniert, wenn die Kontrolle
in den Händen derer bleibt, die so weit wie mög-
lich die Interessen des Volkes vertreten. Das sei der
Grund dafür, dass in China ein Kommunismus
herrscht, der wirtschaftlich erfolgreich ist. Die
Chinesen seien dadurch freier geworden und es
gehe ihnen weit besser als vor zwanzig Jahren. Sie
kommen auf ihrem Weg gut voran, der Westen da-
gegen ist mit seinem neoliberalen Mantra, dass der
Markt die Wirtschaft besser reguliere als Regie-
rungen, aus der Spur geraten.

Ob Loretta Napoleoni heute noch so optimis-
tisch ist, wie ihre Apologie suggeriert, mag ange-
sichts der häufiger als anderswo in der Welt pro-
testierenden Menschen, denen sich Chinas Füh-
rung oft direkt konfrontiert sieht, offen bleiben.
Mit ihrer provozierenden Sicht steht sie aber je-
denfalls nicht allein. Der in dieser Frage eher un-
verdächtige frühere Bundeskanzler Schmidt mag
dafür als Zeuge stehen. Ihr häufig sehr ärgerlicher
Blick hinter die Kulissen sowohl des westlichen
Kapitalismus wie des chinesischen »Kapi-Kom-
munismus« kann aber bestimmt dazu beitragen,
die ideologisch bedingten Verunglimpfungen des
Reichs der Mitte wenigstens etwas zu korrigieren
und die westliche Überheblichkeit zu relativieren.

Dabei ist die Autorin keineswegs so naiv, die
chinesische Realität, die Mängel, Versäumnisse
und Fehler, zu verkennen. Nach wie vor gibt es
ungerechte Bezahlung, schlechte Arbeitsbedin-
gungen und Armut; es bestehen ungenügende
Möglichkeiten zur Teilnahme, es fehlt an Freihei-
ten, dafür grassiert Korruption, die Kriminalität ist
gravierend und die zahlreichen Umweltprobleme
geraten zunehmend außer Kontrolle. Der neue
KPCh-Chef, Xi Jinping, sieht sich vor drängende
Aufgaben gestellt. Gleichzeitig relativiert Napo-
leoni diese Mängel wieder, einerseits mit Verweis
auf die erst kurze Dauer der Modernisierung, an-
dererseits mit einem Vergleich zu den Verhältnis-
sen in den westlich-kapitalistischen Ländern. Die-
se Staaten befänden sich politisch, ökonomisch,
sozial und in ihrer weltpolitischen Bedeutung auf
dem absteigenden Ast, China aber habe zukünftig
alle Chancen auf seiner Seite, nicht nur ökono-
misch, nicht nur bei der Lösung der skizzierten
Mängel, sondern auch als Vorbild für die ganze
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Dritte Welt. Der Staat, im Westen weithin ent-
machtet, bilde – in Form der Partei, aber auch des
historisch-ideellen Überbaus – noch das Rückgrat
Chinas, schaffe dabei aber allmählich die Bedin-
gungen für sein »Absterben« – diese Aussicht bil-
det letztlich den Grund, China als kommunisti-
sches Land bezeichnen zu dürfen.

Napoleoni ist eine insgesamt lesenswerte und
auch erhellende Arbeit gelungen. Allerdings hätte
die Autorin gut daran getan, ihre »Objektivie-
rung« etwas systematischer zu gestalten. Auch
hätte sie auf Nebensächlichkeiten zugunsten einer
deutlicheren Darstellung vor allem des Banken-
wesens, dem zentrale Bedeutung zukommt, sowie
des Welthandels verzichten können. Lezteren hat
sie fast unbeachtet gelassen, obwohl er für Chinas
Aufstieg unabdingbar war und ist. Auf jeden Fall
aber hätte sie darauf achten sollen, dass ihre auf
italienisch verfasste Schrift nicht zuerst ins Engli-
sche und von dort dann ins Deutsche übersetzt
wird – das hätte nicht geholfen, Fehler zu vermei-
den, sondern gewiss auch der Verständlichkeit ge-
dient.

Benrd M. Malunat

Stefan PLAGGENBORG: Ordnung und Gewalt.
Kemalismus – Faschismus – Sozialismus, München:
Oldenbourg Wissenschaftsverlag, 2012, 436 S.,
39,90 €

Zunächst ist zu sagen, dass der Titel irreführend
ist, insofern die im Untertitel genannten »drei real
existierende[n] Regime« sowohl regional als auch
zeitlich stark begrenzt miteinander verglichen
werden. (S. 9) Intensiv werden fast ausschließlich
nur die Vorgänge in der Türkei, in Italien und in
der Sowjetunion, und zwar restringiert auf die Zeit
zwischen dem Ende des Ersten und dem Ende des
Zweiten Weltkriegs behandelt. Ziel des Buchs ist
es, unter dieser sehr eng dimensionierten Perspek-
tive (S. 25) einen »Vergleich als Dreiecksgeschichte
autoritärer Regime« zu leisten. (S. 11) Das Interes-
se ist daher a limine geschichtlich/historisch be-
grenzt und weist kaum politisch-aktuelle Bezüge
auf. Der übergeordnete Aspekt von »Ordnung
und Gewalt« wird nicht zu einer allgemein regime-
kritischen Reflexion genutzt. Er wird vielmehr al-
lein in Hinblick auf die drei konkreten, synchron
(zur selben Zeit), aber (so die These) ›parallel‹, in
unterschiedlichen Regionen sich ereignenden

»Verläufe« (S. 25) des »Kemalismus in der Tür-
kei«, des »Faschismus in Italien« und des »sowje-
tischen Sozialismus« unter den bereits genannten
Restriktionen nachgezeichnet bzw. freigelegt.
(S. 9) Dies geschieht jedoch überaus fundiert, auf
Grundlage sehr detaillierten, und zwar sowohl
türkischen als auch italienischen und sowjetrussi-
schen Quellenstudiums und -befunds.

Der Aufbau der Arbeit ist stringent und kohä-
rent, insofern zunächst die »Verwandtschaft«/Fa-
milienähnlichkeit der drei Regime in principe unter
Bezug auf das Leitthema Ordnung und Gewalt
herausgearbeitet wird (Kap. 1) und die Regime so-
dann in Hinsicht auf die drei für sie konstitutiven
Phasen der Entstehung (Kap. 2), der Formierung/
Etablierung (Kap. 3) und ihrer möglichen/tatsäch-
lichen Überwindung (Kap. 7) untersucht werden.
In diese historisch orientierte Gliederungssyste-
matik sind drei andersgeartete, eher politisch-so-
zial-soziologisch orientierte Hauptkapitel einge-
lassen, die sich mit Einzelaspekten von Diktaturen
im allgemeinen, nämlich dem Verhältnis von Füh-
rern, deren »Führerkulte[n]« und Geführten (Kap.
4), den »Dynamiken der Repression« (Kap. 5) und
dem Bezug von »Staat und Religion« (Kap. 6) im
Besonderen beschäftigen. Trotz dieser insgesamt
eher generalistischen Sichtweise stehen (mit Ein-
schränkung von Kapitel 4) vor allem die jeweiligen
regimehaften (Einzel-)Ausprägungen im Mittel-
punkt der Diskussion, wobei auffällt, dass das fa-
schistische Regime im Gegensatz zu den anderen
Regimen direkt benannt wird: Kapitel 5.2 geht auf
»Faschistische Pogrome« ein; Kapitel 6.3 steht un-
ter der Überschrift »Kirche und faschistischer
Staat«. Allein Kapitel 4 enthält in den Bezeichnun-
gen seiner Unterkapitel (»Herkunft und Karrie-
ren«, »Aufstiegsmilieus«, »Chuzpe statt Charis-
ma« und »Tote Führer«) keinerlei Verweis auf die
bzw. eines der drei untersuchten Regime. Der Be-
griff ›Faschismus‹ bezeichnet dabei stets das italie-
nische Modell. Denn Plaggenborg untersucht
prinzipiell nur »die Originale«, nicht die »Kopien«
(S. 24).

Ausgangspunkt der Arbeit ist die – wohl un-
strittige – Unterstellung, dass »Nationalismus, Po-
grome, Deportationen, Einparteienherrschaft,
Personenkult […] geläufige Erscheinungen des eu-
ropäischen 20. Jahrhunderts« waren. (S. 15) Dem-
entsprechend zielt die Arbeit darauf ab, Identität
und Differenz der drei Untersuchungsgegenstän-
de, genauer der drei ›parallel‹ ablaufenden Prozes-
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se diesbezüglich herauszuarbeiten. Dabei kommt
es Plaggenborg nicht darauf an, dass ex post be-
trachtet alle Details »korrekt wiedergegeben wor-
den« sind, sondern vielmehr darauf, dass »der Ge-
samtzusammenhang stimmig ist« (S. 18). Letzteres
ist dem Autor unter zwei Einschränkungen gelun-
gen. Zum einen wurden die drei Regime nicht völ-
lig gleichwertig behandelt: »Mal steht Italien mehr
im Zentrum, mal die Sowjetunion, immer aber die
Türkei« (S. 33). Zum andern können die drei Re-
gime ohnehin nur bedingt isoliert und ohne Bezug
auf andere, weitere syn-, aber auch diachrone Ent-
wicklungen betrachtet werden.

Die Verwendung des Begriffs ›faschistisch‹
(nicht aber die der Begriffe ›kemalistisch‹ und ›so-
zialistisch‹) in den Unterkapiteln könnte ein Hin-
weis darauf sein, dass Plaggenborg Mussolinis Fa-
schismus als Vergleichsgrundlage wählte. Dies
wird durch den Gesamteindruck des Buchs ver-
stärkt: Die Geschichte Mussolinis und seiner fa-
schistischen Bewegung scheint am stringentesten
nacherzählt zu sein. Zumindest teilweise hängt
dies natürlich damit zusammen, dass der italieni-
sche Faschismus mit Mussolini weit stärker eine
Einheit bildete als der Kemalismus mit Atatürk
und der sowjetische Sozialismus mit Lenin und/
oder Stalin. Insbesondere die Umbrüche/Verwer-
fungen in der Übergangszeit von Atatürk zu Inönü
in der einen und von Lenin zu Stalin (vs. Trotzki,
etc.) in der anderen Geschichte sind nur vage be-
schrieben. Zudem ist der Faschismus dadurch ex-
poniert, dass zumindest der Kemalismus faschis-
tische Bezüge (u.a. im Strafrecht) aufweist (S. 145).
Letzteres steht freilich im Gegensatz zum nur 20
Seiten weiter formulierten Vorhaben: »Es ist an der
Zeit, den Kemalismus endgültig von jedem Fa-
schismus-Verdacht zu befreien« (S. 165). Die
wohlwollende Betonung des Sonderwegs Türkei
wiederum dürfte vor allem dadurch motiviert sein,
dass sich die »kemalistische Diktatur« – im Ge-
gensatz zu den beiden anderen Regimen – »fried-
lich und in fairen und freien Wahlen zu einem
Mehrparteiensystem« wandelte und »der Demo-
kratie die Chance [gab], die woanders mit Hun-
derttausenden oder gar Millionen von Toten be-
zahlt […] werden musste« (S. 352).

Der Bezug von Faschismus und Kemalismus
zeigt zudem, dass die Auffassung, das Konstrukt
der ›synchronen Parallelität‹ problematisch ist.
Die drei Regime entwickeln sich zwar weitgehend
eigendynamisch, aber eben nicht völlig isoliert

voneinander, sondern in mancherlei Hinsicht auch
in Korrelation zueinander. Es ist gerade ein Ver-
dienst der Studie, dass der Begriff der ›Parallelität‹
in den diskursiven Teilen der Arbeit nicht konse-
quent verfolgt wird. Zumindest das wechselseitige
Reflektieren der drei ›Originale‹ unter- und mit-
einander wird im Buch eigens thematisiert. Gleich-
wohl ist kritisch zu fragen, ob und inwiefern nicht
auch die ›Kopien‹ (beispielsweise der deutsche Fa-
schismus in Gestalt des Nationalsozialismus) und
sonstige Entwicklungen Einfluss auf die ›Origina-
le‹ genommen haben und folglich in der Arbeit mit
zu berücksichtigen wären.

Gleichwohl zeitigt der Vergleich der drei Re-
gime einige wichtige weitere Erkenntnisse. Insbe-
sondere gelingt es Plaggenborg zum einen, die dua-
listisch-antagonistische Sicht von Gesellschaft in
den drei Regimeverläufen aufzuweisen und in den
je Regimeverlauf unterschiedlichen Sequenzen
herauszuarbeiten. Gemeinsam ist den Regimen der
Kampf »wir« oder »sie« und die dieser Sicht ent-
sprechende Tendenz zur (ggf. gewaltsamen, zum
Teil skrupellosen) Durchsetzung von – sei es na-
tionaler oder klassenbewußter – Homogenität als
Ordnungsprinzip. (insbes. S. 94) Der Faschismus
ist dementsprechend kein Sonderweg. Zwar strebt
Mussolini »die Einigkeit aller Klassen« an, (Mus-
solini zitiert auf S. 103) gleichwohl grenzt er sich
gerade dadurch von all denen ab, die diese ›Syn-
these‹ eben nicht wollen und gegen die er gewalt-
sam vorgeht. Zum anderen ist die Entzauberung
des von Max Weber geprägten Begriffs der ›cha-
rismatischen Herrschaft‹ als eines der drei Ideal-
typen von Herrschaft verdienstvoll. (S. 178 ff.)
Aufgrund der sehr unterschiedlichen Selbst- (und
Fremd-)Inszenierungen von Mussolini, Atatürk,
Lenin und Stalin schließt Plaggenborg, dass zu-
mindest der Führerkult um die untersuchten Per-
sonen »nicht [auf deren…] Charisma, sondern
Chuzpe« (S. 207), d. h. auf »Frechheit und Dreis-
tigkeit« von willkürlicher Attribution beruht
(S. 207).

Fazit: Plaggenborg ist ein sehr anregendes Buch
gelungen. Der Bezug von Ordnung und Gewalt
wurde für die drei miteinander verglichenen Regi-
men nicht so sehr hinsichtlich der Gemeinsamkei-
ten, dafür aber umso mehr mit Blick auf die Un-
terschiedn und Widersprüche deutlich herausge-
arbeitet. Es ist zu wünschen, dass die Arbeit dazu
anregt, sich stärker mit vergleichssystematischen
Fragen zu beschäftigen, die begonnenen Ver-
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gleichsstudien zu erweitern und zu vertiefen und
die Erkenntnisse für weitere idiographische Dar-
stellungen zu nutzen.

Georg Simet

Pierre ROSANVALLON: Die Gesellschaft der
Gleichen. Aus dem Französischen von Michael
Halfbrodt, Hamburg: Hamburger Edition, 2013,
384 S., 33 €

»Als System gedeiht die Demokratie in dem Au-
genblick, da es mit ihr als Gesellschaftsform bergab
geht« (S. 9). Mit diesem Satz beginnt Pierre Ro-
sanvallon, Professor für Neuere und Neueste Po-
litische Geschichte am Collège de France, sein
Buch Die Gesellschaft der Gleichen. Er geht damit
von einem Auseinanderdriften von einerseits der
Anerkennung gleicher Grundrechte für die Bürger
und andererseits der Erosion der sozialen Gleich-
heit der Bürger aus: »Während die politische Bür-
gerschaft sich auf dem Vormarsch befindet,
schwindet sie als soziale Körperschaft dahin. Die-
ser Riss, der durch die Demokratie geht, ist das
herausragende Faktum unserer Zeit und birgt die
größten Gefahren. Sollte er sich vergrößern, könn-
te das demokratische System selbst am Ende ins
Wanken geraten. Die Zunahme der Ungleichhei-
ten ist zugleich Indikator und treibende Kraft die-
ser Entwicklung« (S. 9). Demokratie kann in der
Tat nicht nur von außen, sondern auch von innen
heraus einem Auflösungsprozess seiner sozialen
Grundlagen ausgesetzt sein. Genau diese Pro-
blemwahrnehmung macht Rosanvallons Arbeit
bedeutsam. Entsprechend seines beruflichen Hin-
tergrundes als Historiker nähert er sich dem The-
ma nicht über eine aktuelle, sondern über eine ge-
schichtliche Perspektive. Dabei fällt sein Blick zu-
nächst auf »Die Erfindung der Gleichheit« (S. 21),
wofür vor allem Entwicklungen im Kontext der
Amerikanischen und Französischen Revolution
verantwortlich gemacht werden. Sie hätten in
Fortsetzung von aufklärerischen und christlichen
Prägungen den Weg für eine gesellschaftliche Um-
setzung egalitärer Prinzipien auch über die Grund-
sätze Ähnlichkeit, Staatsbürgerschaft und Unab-
hängigkeit gebahnt. Der Autor idealisiert hier
nicht und verweist sehr wohl auf die Koexistenz
von Gleichheit und Rassismus in den damaligen
USA. In den beiden folgenden Jahrhunderten habe
es dann »vier große Entwürfe zur Neubestimmung

des Gleichheitsideals« (S. 107) gegeben: die liberal-
konservative Ideologie, den utopischen Kommu-
nismus, den Nationalprotektionismus und den
konstitutiven Rassismus.

Das 20. Jahrhundert deutet Rosanvallon dann
als »Das Jahrhundert der Umverteilung«, wofür
etwa der Aufbau von Versicherungsmechanismen,
die Errichtung von Verfahren kollektiver Vertre-
tung von Arbeiterinteressen und die Einführung
der progressiven Steuer stünden. Er meint in die-
sem Kapitel aber auch: »... das NS-Regime legiti-
mierte sein Handeln im Namen einer zwar per-
vertierten, aber theoretisch exakt begründeten
Auffassung von Gleichheit« (S. 234). Hier arbeit
der Autor mit einem Gleichheitsverständnis, das
mehr an der ethnischen und politischen Homoge-
nität und weniger an der sozialen und wirtschaft-
lichen Verteilungsregelung orientiert ist. Dabei ge-
raten ihm aber die Dimensionen durcheinander.
Danach vollzieht Rosanvallon den Sprung in die
Gegenwart, wofür er eine »Gesellschaft der Sin-
gularität« (S. 259) und eine »totale Konkurrenzge-
sellschaft« (S. 286) konstatiert. Die Idee der radi-
kalen Chancengleichheit trage – und diese Argu-
mentation verdient genaue Beachtung – nicht zur
»Erneuerung des Gleichheitsgedankens« (S. 299)
bei. Am Ende skizziert der Autor im Sinne eines
Entwurfs die theoretischen Grundlagen einer Ge-
sellschaft der Gleichen: »... ist aufgekündigte Re-
ziprozität die Ursache sozialen Misstrauens und
folglich des Widerstandes gegen eine solidarische
Entwicklung, so ist ihre Wiederherstellung die
vordringlichste Aufgabe« (S. 326). Er macht in die-
sem Kontext auch darauf aufmerksam, dass kei-
nesfalls ein Gegensatz von Freiheit und Gleichheit
bestehe, es handele sich eher um den Ausdruck
»einer notwendigen Gegenseitigkeit« (S. 349). All-
gemein sei eine »Renationalisierung der Demokra-
tien (verstanden als Stärkung des Zusammenhalts
ihrer Angehörigen in Verbindung mit ihrer Wie-
deraneignung des Politischen)« (S. 354) notwen-
dig. Diese Formulierung darf man nicht im Sinne
einer Ethnisierung des Politischen falsch verste-
hen. Gleichwohl verdient schon Kritik, dass je nä-
her der Historiker Rosanvallon in seiner Darstel-
lung der Gegenwart kommt, je mehr mangelt es an
Klarheit und Präzisierung. Sein Problemaufriss
und seine Reflexionen bleiben indessen aktuell und
lesenswert.

Armin Pfahl-Traughber
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Stefano SARACINO: Tyrannis und Tyrannenmo-
der bei Machiavelli, München/Paderborn: Wil-
helm Fink, 2012, 475 S., 59 €

Anlässlich des 500jährigen Jubiläums des Principe
(verfasst 1513) ist ein zunehmendes Interesse an
Machiavelli zu beobachten. Dies zeigen nationale
und internationale Tagungsaktivitäten ebenso wie
kürzlich erschienene Monographien (siehe etwa
Erica Benner: Machiavellis Ethics, Princeton 2010
oder Volker Reinhardt: Machiavelli: oder die
Kunst der Macht, München 2012). In diesen Trend
ist auch Stefano Saracinos knapp 480 Seiten schwe-
re Monographie Tyrannis und Tyrannenmoder bei
Machiavelli einzureihen. In der deutschen Politik-
wissenschaft, aber auch in der Geschichtswissen-
schaft galt die Causa Machiavelli lange als geklärt.
Die Philosophie hat sich seiner in den letzten Jahr-
zehnten hingegen nur ungern angenommen. (So
findet sich keine Erwähnung Machiavellis etwa in
den Klassikern der Philosophie von Otfried Höffe
oder in den 2007 erschienen Lectures on the Histo-
ry of Political Philosophy von John Rawls, siehe
Otfried Höffe: Klassiker der Philosophie, 2 Bde.,
München 1994; John Rawls: Geschichte der politi-
schen Philosophie, Frankfurt a. M. 2008. Allenfalls
Wolfgang Kerstings Einführung in Machiavellis
Denken wäre hier zu nennen, siehe Wolfgang
Kersting: Niccolò Machiavelli, München 1988.)

Das Neue an Machiavelli, sein Beitrag zum
Umbruch zur Neuzeit steht im hiesigen Wissen-
schaftsdiskurs im Vordergrund. Machiavelli gilt
als Begründer der politischen Theorie (Herfried
Münkler) und als diskursgeschichtliche Referenz-
größe im aufkommenden Staatsdenken der Frühen
Neuzeit (Michael Stolleis, Wolfgang Reinhard).
Dieser Standpunkt hat Tradition in Deutschland.
Er ist nicht unbeeinflusst von den – auch interna-
tional wirkungsmächtigen – Machiavellistudien
deutscher oder deutschstämmiger Autoren wie
Friedrich Meinecke, Gerhard Ritter oder Leo
Strauss, deren modernistische Machiavellideutung
von den Ereignissen der Weimarer Krise, des To-
talitarismus und des Weltkriegs gezeichnet ist. Der
Gemeinplatz der antimachiavellistischen Rezepti-
onsgeschichte, wonach Machiavelli als Berater ty-
rannischer Herrscher oder gar als Begründer einer
tyrannischen Herrschaftslehre aufzufassen ist,
taucht daher auch im Machiavellidiskurs der
Kriegsgeneration auf, prominent bei Leo Strauss
und Dolf Sternberger. Die Emanzipaton des Ty-

rannen und tyrannischer Herrschaftspraktiken,
die auf die Entstehung der neuzeitlichen Staatsge-
walt und ihrer moralischen Neutralität verweise,
gilt als eines der Hauptleistungen Machiavellis.

Saracinos Monographie greift diese Position an
und fragt nach dem begriffsgeschichtlichen und
systematischen Stellenwert des Begriffs »Tyran-
nis« im Werk des Florentiners. Erfrischend ist –
vor dem Hintergrund der eben beschriebenen Ma-
chiavelliexegese –, dass Saracino in Anlehnung an
die Cambridge School die Kontinuitäten in Ma-
chiavellis Denken und deren Kontextualisierung
ebenso wie die Innovationen in den Blick nimmt.
So widmet er der Analyse von Machiavellis An-
knüpfung an den genuin florentinischen Republi-
kanismus und an traditionelle Lehren von der Ty-
rannis (im Aristotelismus, im neurömischen repu-
blikanischen Denken, in der rechtstheoretischen
Tradition von Bartolus) eigene Kapitel. Saracino
stellt heraus, dass Machiavellis Principe im 16.
und 17. Jahrhundert als Bartolus-Plagiat galt (Gen-
tillet, Bayle). Die Bruchstellen zum traditionellen
Tyrannis- und Widerstandsdiskurs verortet Sara-
cino in der Dekonstruktion des Fürstenspiegels
und seiner stoisch-christlichen Herrschaftsmoral
(Kap. I), aber auch in der Ablehnung der ethischen
Zielstellungen der Politik in der Tradition des
Aristoteles. Saracino veranschaulicht die ambiva-
lente, gleichermaßen ablehnende wie anknüpfende
Beziehung zur aristotelischen Tradition anhand
der intertextuellen Beziehung zwischen dem Prin-
cipe und den Kapiteln zur Alleinherrschaft in Aris-
toteles’ Politik (Buch V 10 und 11) ebenso wie zu
Xenophons Traktat über die Tyrannis (Kap. II).
Dass Machiavelli sich in seinem Lob des römischen
Ständestreits – zumindest ein Stück weit – vom
Gebot zur Bürgereintracht abwendet, hat für Sa-
racino (der hierbei an Skinner anknüpfen kann)
erhebliche Auswirkungen auf seinen Republika-
nismus und allgemein auf sein Verständnis von
Politik (Kap. III. 2). Galt in der Tradition die
Zwietracht in der Bürgerschaft als Vorbote und
Ursache der Entstehung tyrannischer Regierun-
gen, ist der Antagonismus zwischen den Großen
(grandi) und dem Volk (popolo) für Machiavelli
eine entscheidende Voraussetzung für die Bewah-
rung der politischen Freiheit und für den Erfolg
eines Gemeinwesens.

Ein gesonderter Abschnitt setzt sich mit Ma-
chiavellis Reflexionen über die Rolle von Grün-
dern neuer politischer Ordnungen (in Machiavellis
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Sprachgebrauch die ordinatori, latori di legge und
riformatori) auseinander, die noch in der Figur des
législateur bei Rousseau nachhallen (Kap. IV). Die
geschichtstheoretische Beurteilung von Staats-
gründern wird als ein Aspekt herausgestellt, der
die Verschiebungen in Machiavellis Tyrannisbe-
griff besonders gut dokumentiert. Der Begriff der
Tyrannis gerate hierdurch in Konflikt mit der aris-
totelischen Staatsformenlehre, erhalte aber auch
eine neue ethische Bedeutung. Das Verhältnis zur
Lehre vom Tyrannenmord, die im florentinischen
Humanismus unter den Eindrücken der entste-
henden Medici-Herrschaft eine neue Blüte er-
reicht, untersucht Saracino anhand von Machia-
vellis Kapitel über die Verschwörungen (Discorsi
III/6). Dabei hebt er besonders die Einbettung des
Kapitels in die Auseinandersetzung mit der Ab-
schaffung der Monarchie im alten Rom (Discorsi
III/1-8) hervor sowie die Rezeption des Kapitels
bei republikanisch gesinnten Autoren im Florenz
der 1520er (Kap. V). Kap. VI untersucht die Nähe
zur antiken Thymotik sowie die an Platon und
Thukydides inspirierte Beschäftigung des Floren-
tiners mit der schillernden Figur des Alkibiades,
um die thymotischen Wurzeln von Machiavellis
Tyrannisbegriff herauszustellen.

Zu den Stärken und der Innovativität von Sa-
racinos Arbeit zählt vor allem, dass sie die seman-
tischen Kontinuitäten ebenso wie den semanti-
schen Wandel des Begriffs »Tyrannis« anhand des-
sen Verwendung in Machiavellis Werk untersucht.
Wo Strauss und Sternberger die Aufmerksamkeit
auf das verdächtige Fehlen des Begriffs in Machia-
vellis Principe lenken, unterzieht Saracino die zahl-
reichen Okkurrenzen des Begriffs in den anderen
Hauptwerken (Discorsi, Istorie Fiorentine, Arte
della Guerra), aber auch in Machiavellis Dichtung
erstmals einer sorgfältigen Analyse. Er kommt zu
dem Schluss, dass Machiavelli einen »antitraditio-
nellen Tyrannisbegriff« besitzt, der als Grundbe-
griff der Politik – im Gegensatz etwa zu Hobbes –
zwar noch nicht ausgedient hat, jedoch zahlreiche
Bruchstellen gegenüber dem überkommenen Ver-
ständnis der Tyrannis aufweise (S. 435ff.). Diese
Sichtweise erlaubt es Saracino, Vorbehalte gegen-
über der neorepublikanischen Vereinnahmung des
Florentiners in der Cambridge School auszuspre-
chen.

Diskutabel erscheint an Saracinos Machiavelli-
deutung, dass sie gelegentlich das Innovationspo-
tential Machiavellis unterschätzt. Seine Bedeutung

für die theoretische Begründung des Staates
scheint eher gering veranschlagt zu werden (S. 30,
101). Die an Leo Strauss und Peter Sloterdijk an-
gelehnte, platonisierende Interpretation Machia-
vellis als »Thymotiker« und als antikommerziellen
Denker nimmt im Buch bisweilen obsessiven Cha-
rakter an. Die sich hierin widerspiegelnde Polemik
gegen die heute bestehende Wirtschaftsordnung
und aktuelle Problematiken, die aus ihr erwachsen,
ist nicht zu überhören. Mag es aus historischer
Sicht fragwürdig sein, ob Machiavelli die Rolle des
Kapitalismuskritikers passt, so zeigt diese Frage
doch, dass Machiavelli ein politischer Denker ist,
der auch fünfhundert Jahre nach der Komposition
seines Principe mühelos ins Gespräch gebracht
werden kann und weiterhin hochaktuell ist.

Manuel Knoll

Georg S. SCHNEIDER, Alois Mertes (1921 –
1985). Das außenpolitische Denken und Handeln
eines Christlichen Demokraten, Düsseldorf: Dros-
te, 2012 (Forschungen und Quellen zur Zeitge-
schichte, 61), 571 S., 49 €

Zu den außergewöhnlichen Gestalten der deut-
schen Politik der späteren Nachkriegsjahre zählt
ein Mann, der mehr als viele andere – darunter auch
solche mit Namen, die uns heute geläufiger geblie-
ben sind – Zeitgeschichte schrieb: Alois Mertes. Im
Jahr 1921 geboren, erlitt er während einer Rede
1985 einen schweren Schlaganfall, drei Tage später
riss ihn der Tod allzu früh aus dem Leben. Wer ihn
kannte und mit ihm zu tun hatte, erinnert sich noch
heute an seinen Wahlspruch, mit dem er sich als
Bundestagsabgeordneter vorzustellen pflegte:
»Alois Mertes, zuständig für Eifel- und Weltpoli-
tik«. Der Grund dieser Selbstauskunft lag darin,
dass der weltläufige Mertes, anerkannter Fach-
mann für internationale Politik, ab 1972 als Abge-
ordneter im Deutschen Bundestag den stark länd-
lich geprägten Eifelwahlkreis, in dem auch seine
Geburtsstadt Gerolstein liegt, vertrat – seinem, wie
er halb im Scherz, halb im Ernst im Blick auf man-
che Scharmützel mit Freunden und Gegnern sagte,
einzigen Vorgesetzten. Mit diesem Hinweis deu-
tete er, der zuvor so lange weisungsgebundener
Diplomat war, an, dass die Freiheit des Abgeord-
neten, anders zu denken und zu entscheiden als die
Mehrheit auch der eigenen Freunde, ein unverr-
rückbares Gut ist.

367 Buchbesprechungen 367

https://doi.org/10.5771/0044-3360-2013-3-352 - Generiert durch IP 216.73.216.29, am 23.03.2026, 20:47:47. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0044-3360-2013-3-352


Schon diese also keinesfalls nur flapsig gemeinte
Bemerkung über den nur seinem Gewissen und
den Wählern rechenschaftspflichtigen Abgeord-
neten sagt viel über den Charakter und das Natu-
rell dieses Mannes. Er war ein unabhängiger, ja
unbeugsamer Geist, für den es immer entschei-
dend war, das zu tun, was er als richtig erkannt
hatte. Seiner Arbeit als Bundestagsabgeordneter
waren zuvor zahlreiche eindrucksvolle berufliche
Tätigkeiten vorausgegangen: 1945 aus britischer
Kriegsgefangenschaft entlassen, studierte Mertes
zunächst in Bonn und später auch an der Sorbonne
in Paris Französische Philologie, Geschichte und
Philosophie, promovierte über die französische
Rheinpolitik und trat 1950 in den diplomatischen
Dienst ein. Seine besondere Aufmerksamkeit galt
schon in Jugendtagen philosophisch-theologi-
schen wie politisch-historischen Themen. Daran
sollte sich bis zum Ende seines Lebens nichts än-
dern. Er schöpfte aus einer tiefen Kenntnis histo-
rischer und kultureller Zusammenhänge, die sei-
nen Vorschlägen und Stellungnahmen nicht zu-
letzt in den Augen seiner politischen Kontrahen-
ten mit gutem Grund stets ein besonders Gewicht
verliehen.

Nach diplomatischen Stationen in Marseille
und Nicosia arbeitete Mertes von 1958 bis 1963 an
der deutschen Botschaft in Paris, bis er dann 1963
als Politischer Referent an die Botschaft in Moskau
wechselte. Am 2. Januar 1966 wies ihn die Sow-
jetunion außer Landes; seine Geradlinigkeit war
den Machthabern ein Dorn im Auge. Mertes
sprach fließend moselfränkisch, heute noch die
Sprache der Luxemburger, oft auch in Telefonaten.
Das nun stellte die Sowjets, deren Geheimdienst
solche Gespräche abhörte, aber mangels Kenntnis
dieses Dialekts nicht zu übersetzen vermochte, vor
unüberwindliche Probleme und erzeugte im Gast-
land tiefes Misstrauen. Die Neigung, sich auch als
Diplomat klar und unmissverständlich auszudrü-
cken, missfiel nun wiederum nicht nur dem Obers-
ten Sowjet, sondern auch dem damaligen Bonner
Außenminister Gerhard Schröder. Die Zeit der
westlichen Détente war angebrochen, und so war
man darauf bedacht, keine Missklänge im Verhält-
nis zu den Russen aufkommen zu lassen. Im Nach-
hinein war dieser Krach für Mertes, der zunächst
einen Knick in seiner Laufbahn mit sich brachte,
ein Glücksfall: Denn nach Bonn zurückgekehrt,
arbeitete er im Bereich Abrüstung und Sicherheit,
beschäftigte sich also im Auswärtigen Amt mit je-

nen Fragen, die ihn dann ab 1971 als Politiker –
zunächst von Helmut Kohl als Staatssekretär in
der Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz beru-
fen, ab 72 dann als Bundestagsabgeordneter und
schließlich ab 1982 als Staatsminister im Auswär-
tigen Amt und Mitglied der Bundesregierung – bis
zu seinem Tod vorrangig beschäftigen sollten.

Es waren dies anderthalb Jahrzehnte, in den die
Außenpolitik eine überragende Rolle spielte: die
Zeit nach den Ostverträgen, als manche hoff-
nungsgeschwängerten Blütenträume jede nüchter-
ne Einschätzung einer möglichen Entspannung im
Verhältnis zwischen den Blöcken der damals noch
bipolaren Welt überlagerten. Kurz nach seinem
Einzug in den Deutschen Bundestag – maßgeblich
bewerkstelligt durch den damaligen Vorsitzenden
seiner Partei im Bezirk Trier, Heinrich Holken-
brink – galt Mertes als ›der‹ Außenpolitiker der
Union. Nur Gründe der Koalitionsarithmetik ver-
hinderten nach dem Regierungswechsel 1982 seine
Berufung zum deutschen Außenminister. Aber
seine Handschrift war in der deutschen Außenpo-
litik seit den 70er Jahren unverkennbar.

Es lohnt sich, diesen Mann – und sein Denken
– vergegenwärtigend vor Augen zu führen. Auch
deshalb ist die Arbeit von Georg S. Schneider so
verdienstvoll, weil sie die Breite wie die Tiefe die-
ses Denkens zu erfassen sucht. Es war Mertes, der
zum Beispiel die Lebensgeschichte des »Heiligen
Doktors von Moskau«, Friedrich Joseph Haas,
dem Vergessen entrissen hat – und sich dadurch bei
den Russen bis heute großes Ansehen erwarb.
Haas war ein 1780 in Münstereifel geborener Arzt,
der als berühmter Arzt in Moskau zu höchstem
Ansehen und großem Reichtum fand, sich um die
Ärmsten der Armen, die Strafgefangenen und Ein-
gekerkerten, Entrechteten und Notleidenden
kümmerte, unter anderem als oberster Arzt aller
Gefängnisspitäler, immer wieder rechtsstaatliche
Verfahren für Verfolgte und Beschuldigte einfor-
dernd, und seinen ganzen Besitz den Armen ver-
schenkte, bevor er 1853 im Ruf der Heiligmäßig-
keit starb. Noch heute wird sein Grab in Moskau
in Ehren gehalten.

In einem auf seine Anregung veröffentlichten
Buch aus dem Jahr 1983 (Turris Verlag, Darm-
stadt) schrieb Mertes über Haas: Wenn »auch
wenn der Politiker sich scheuen sollte, Aussagen
über das hinaus zu machen, was sein eigentliches
Handwerk ist, nämlich die möglichst gerechte und
möglichst friedliche Gestaltung des menschlichen
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Zusammenlebens von der Gemeinde bis zu den
Vereinten Nationen, wenn er in die Zone der Maß-
stäbe eines Friedrich Joseph Haas vorstößt, so darf
er nicht schweigen über das, was ihn dabei beson-
ders bewegt, da es in einem tieferen Sinn auch po-
litische Bedeutung hat: die geistige Durchdringung
unserer Zeit und das Ringen mit ihren schweren
Problemen.« So dachte Mertes nicht nur über
Haas, sondern auch über sich selbst, und so hat er
es in einem Brief an den Verfasser dieser Buchbe-
sprechung zu Neujahr 1984 geschrieben: Der Bei-
trag über Haas sei »der Versuch eines Eifelers, dar-
zustellen, was ein Eifeler dem Politiker zu sagen
hat.« Er schrieb es mir – und gab damit vor allem
doch Auskunft über sich selbst.

Schneider erinnert an eine schöne Stelle aus ei-
ner Rede, die er 1961 in Köln gehalten hat: Ein gu-
ter Diplomat muss die Vergangenheit kennen, so
sagte er, er muss an die Zukunft denken und die
Gegenwart verstehen. Damals ahnte Mertes wohl
noch nicht, dass er einmal von der Rolle des Di-
plomaten in die eines Politikers wechseln würde.
Sein Selbstverständnis, wie er es in der Kölner Re-
de zum Ausdruck brachte, hat er über diesen
Wechsel hinweg ohne jeden Abstrich beibehalten,
indem er auf diesem Dreiklang bestand, weil er in
ihm den Schlüssel aller politischen Hermeneutik
sah: Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft müs-
sen stets im Zusammenhang gesehen werden. Die-
ser Anspruch brachte ihm nicht selten Schwierig-
keiten, wenn er Mitstreiter an seiner Seite hatte, die
in der Opportunität des Tages den Maßstab ihres
Tuns erblickten. Mertes hat sich dieser Sichtweise
nie gebeugt, er hat ihr oft widersprochen und blieb
seinem Verständnis treu.

In den aufgewühlten Jahren der scharfen Aus-
einandersetzung über die Nachrüstung, 1982
und 1983 vor allem, war es Mertes, der den Wi-
derstand der Union gegen den so verführerischen
Wahlspruch der Friedensbewegung – »Frieden
schaffen ohne Waffen« – intellektuell und kulturell
bedachte. Wo Parteimanager auf den Slogan »Frie-
den und Freiheit« setzten, drängte Mertes auf die
Aussage »Frieden in Freiheit«. Was manchem heu-
te als eine Nuance erscheinen mag, hat eine tiefe
Bedeutung im Blick auf das Verständnis beider,
wechselseitig aufeinander zugeordneter, nur im
Zusammenklang dieser ihrer Zuordnung erklär-

barer Begriffe. Übrigens setzte sich damals, 1982,
Mertes gegen das Parteimanagement durch, nicht
zuletzt, weil auch Helmut Kohl die Sichtweise ›sei-
nes‹ Außenpolitikers aus eigener Überzeugung
teilte: zu einer Zeit, als in Wahlkämpfen – man höre
und staune – noch um Inhalte und Richtungen ge-
rungen wurde.

Schneider hat geradezu minutiös die Lebensge-
schichte von Mertes nachgezeichnet – dank auch
der Hilfe seiner Familie, die ihm einen offenen Zu-
gang zu allen Archivalien gewährte. Die Lektüre
seiner Arbeit lohnt nicht nur, weil sie ein wichtiges
– im Nachhinein kann man sagen: vermutlich ent-
scheidendes Kapitel – deutscher Zeitgeschichte ab-
handelt. Sie lohnt auch deshalb, weil sie den Leser
einen Menschen kennenlernen lässt, an dessen
Selbstverständnis heute zu erinnern nur Gewinn
bringen kann. Denn Politik, wenn sie es denn will,
kann mehr sein als eine Kreuzfahrt im Nebel, mehr
auch als der Griff nach der Macht. Noch einmal
Mertes über den von ihm verehrten Haas: Sein Le-
ben ist »auch ein Appell an uns Heutige, beharr-
lich, nüchtern und Schritt für Schritt unumkehrbar
in die richtige Richtung zu wirken, auch wenn wir
nicht wissen, ob und wann wir an das Ziel gelan-
gen.« Dem ist, drei Jahrzehnte später, nichts hin-
zuzufügen. Und diese Aussage wirft als Selbstbe-
zeugung ein bezeichnendes Licht auf den Verfasser
dieser Würdigung, die dem Heiligen Doktors aus
Moskau ebenso gilt wie dem, der sich hier seiner
erinnert.

Das, was Mertes selbst dachte und vollbrachte,
bleibt. Es ist dauerhaft gültig, weil es im Denken
zu Ende geführt und in die Geschichte hineinge-
woben wurde. Eben wegen dieser Außergewöhn-
lichkeit fesselt uns so sehr der Blick auf den Men-
schen, der – nicht zuletzt als gläubiger und from-
mer Christ – dachte und vollbrachte, was über-
dauernd bleibt, und dem es auf diese seine Weise
gelungen ist, unumkehrbar in die richtige Rich-
tung zu wirken, weil er gar nicht anders Politik sich
vorstellen konnte als das Ergebnis eines Nachden-
kens über deren Richtungsentscheide: ein Glücks-
fall für die deutsche Nachkriegsgeschichte und ein
erinnerungswürdiges Beispiel für die so ganz an-
dere Gegenwart.

Christoph Böhr
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